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Wahlprogramm Bündnis 90/Die Grünen: Wohnungen 

endlich von Asbest befreien! 
 
Am 16.04.2016 hat der Landesverband Berlin von Bündnis 90/Die Grünen auf der 
Landesdelegiertenkonferenz das Wahlprogramm für die kommende Wahl zum 
Abgeordnetenhaus von Berlin beschlossen. Teil des Programms ist auch das Projekt 
"Wohnungen endlich von Asbest befreien".  

Hier der Text im Wortlaut:  

»Allein in den Häusern der sechs landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften gibt es 50.000 
Wohnungen, die mit krebserregendem Asbest belastet sind. Im privaten Bestand werden 
mindestens noch einmal so viele vermutet. Bisher wurde nur ein geringer Teil von 
Wohnungen saniert. Der rot-schwarze Senat weiß weder genau, welche Wohnungen konkret 
betroffen sind, noch wie groß das Ausmaß der Verseuchung tatsächlich ist.  

Besonders aus Bodenplatten (Florflex) treten Asbestfasern aus und machen Menschen krank. 
Die inzwischen in einigen Fällen vor Gericht erstrittene Mietminderung ist dafür ein 
schwacher Trost. Wir wollen nicht, dass weiterhin Menschen an Krebs erkranken, obwohl es 
sich vermeiden ließe. Außerdem muss die Geheimhaltungspolitik aufhören. In einem 
Asbestregister sollen sich Bewohner*innen über den Asbeststatus ihrer Gebäude informieren 
können. Auch wer eine Wohnung mieten oder kaufen will, erhält dadurch Information und 
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Sicherheit. Dass Menschen jahrelang den Gefahren ausgesetzt sind, ohne überhaupt informiert 
zu werden, belegt die Ignoranz der Verantwortlichen. Mieterinnen und Mieter müssen über 
das Vorhandensein von Asbest informiert und zu bestehenden Gesundheitsgefahren, etwa im 
Zusammenhang mit Bauarbeiten, aufgeklärt werden. Das gehört für uns zum Standard von 
Verbraucher- und Gesundheitsschutz. Damit die Gefahren aus Asbestfasern in Wohnungen 
verschwinden, braucht Berlin eine Strategie und einen Sanierungsfahrplan.« Quelle: 
http://www.otto-direkt.de/themen/asbest/ 

„Der AMV – Alternativer Mieter- und Verbraucherschutzbund e.V., der am 28.11.2015 seine 
Online-Petition „Schutz vor Asbest in Mietwohnungen“ 
(www.openpetition.de/petition/online/schutz-vor-asbest-in-mietwohnungen) startete, begrüßt 
den Beschluss der Landesdelegiertenkonferenz der Grünen vom 16.04.2016 ausdrücklich und 
dankt den Grünen und insbesondere MdA Andreas Otto für die Initiative sowie den Einsatz“, 
sagt der 1. Vorsitzende des AMV, RA Uwe Piper.  „Bedenkt man, dass die Gesundheit das 
höchste Gut des Menschen ist, so war es längst überfällig, dass sich eine politische Partei in 
Berlin dem Thema Asbest in Wohnungen in ihrem Wahlprogramm widmet“, meint Piper. 
„Die Grünen haben ihre politische Verantwortung, beim Thema Asbest in Mietwohnungen 
eine Vorreiterrolle zu übernehmen und sich dafür einzusetzen, dass in Berlin ein 
Asbestregister errichtet sowie ein Sanierungsfahrplan für asbestbelastete Wohnungen erstellt 
wird, damit Mieter nicht weiter einer möglichen Gesundheitsgefährdung ausgesetzt werden, 
wahrgenommen“, so Piper. "Er erinnert daran, dass auf Bezirksebene bereits Spandau als 
erster Bezirk politisch aktiv geworden ist und die BVV Spandau am 20.04.2016 auf ihrer 
Sitzung unter TOP Ö 14.1. „Asbestgefahr in Spandauer Wohnungen nicht einfach 
hinnehmen“ (BVV – Asbestgefahr in Spandauer Wohnungen nicht einfach hinnehmen) 
beschlossen hat, dass das Bezirksamt Spandau aufgefordert wird, sich bei den zuständigen 
Berliner Stellen und insbesondere dem Senat von Berlin dafür einzusetzen, dass eine 
gesetzliche Grundlage geschaffen wird 1. für die städtischen Wohnungsbaugesellschaften, die 
über 8.000  in ihrem Eigentum stehenden Spandauer Wohnungen zu sanieren, die unter 
Verwendung von asbesthaltigem Baumaterial erstellt wurden; 2. für den Aufbau eines für 
jeden Bürger einsehbaren Asbest – Abfrageregisters, aus dem ersichtlich ist, welche 
Spandauer Wohnung unter Verwendung von asbesthaltigem Baumaterial errichtet wurde." 
"Es ist zu wünschen und zu hoffen, dass die politischen Forderungen nach einem 
Asbestregister und insbesondere nach einem Sanierungsfahrplan endlich entsprechende 
Mehrheiten im Berliner Abgeordnetenhaus finden werden", so Piper. "Zu guter Letzt weist 
Piper daraufhin, dass die Online-Petition des AMV noch bis zum 27.05.2016 läuft." 

Berlin, den 13.05.2016 

Ass. Marcel Eupen, Pressesprecher des AMV 

 
 
 

 

 

 

 

  


